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einem Jahr oder mit einer Busse bis zu 200
Rubel bestraft.
Vorsätzliche Zerstörung, Verwüstung oder
Beschädigung solcher Denkmäler oder Objekte
wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren, mit
Zwangsarbeit bis zu einem Jahr oder mit einer
Busse bis zu 300 Rubel bestraft.
Richten sich die genannten Handlungen gegen
besonders bedeutungsvolle Denkmäler und
Objekte und werden sie unter Gebrauch von
Explosivstoffen oder andern gefährlichen Mitteln

begangen, so werden sie mit Gefängnis von
drei bis sieben Jahren bestraft.
Die Notwendigkeit, ein solches Dekret erlassen
zu müssen, macht den akuten Charakter der
georgischen Krise sichtbar, auch wenn die
Einzelheiten unklar bleiben. Anscheinend ist es zu
Sprengstoffanschlägen gekommen; sonst bestünde

kein Anlass, mit Strafverfügungen dieser Art
an die georgische Oeffentlichkeit zu gelangen.
Und was sind jene «besonders bedeutungsvollen
Denkmäler», deren Schändung exemplarisch zu
bestrafen ist? Sind damit jene Denkmäler
gemeint, welche an die Befreiung Georgiens durch
die Sowjetunion erinnern? Man darf vermuten,
dass das der Fall ist und dass nationalistische
Elemente Sprengstoffanschläge auf solche
Monumente verübt haben.

Mit Sicherheit ergibt sich auf jeden Fall, dass es
in Georgien Leute gibt, die im Besitze von
Sprengstoff sind (was selbstredend verboten ist)
und davon, zu Sachbeschädigungen Gebrauch
machen. Aber darüber hinaus gibt es auch eine
potentielle Bedrohung von Personen.

Gab es In der Ukraine einen «heissen Sommer»?
Laut dem Pressedienst I CI, der in London von L\iffsclieelsoslownhcn herausgegeben
wird, soll es in diesem Sommer zu schweren Unruhen iu der Ukraine gekommen sein.
Die Angaben stützten sich auf Berichte, die soeben in den Westen gelangt seien.

Laut dieser Schilderung fanden die Unruhen
Ende Juni in der Stadt Dnjeprodscherschinsk
statt. Der direkte Anlass war die Verhaftung
von einigen Jugendlichen, nachdem ein junger
Mann anscheinend einen Militärpolizisten auf
der Strasse beschimpft halte. In der Folge
entstanden Demonstrationen, an denen sich über
zehntausend vorwiegend junge Leute beteiligten.
Innerhalb der nächsten zwei Tage kam es zu
etlichen Ausschreitungen gegen verschiedene
Amtsgebäude, bis schliesslich die Truppen des
Sicherheitsdienstes den Aufruhr niederschlugen.

Beim Sturm auf das Gebäude des Staatssicherheitsdienstes

vermochten die Demonstranten in
die Büros einzudringen, wo sie Dokumente,
Personalausweise und gesammelte Dossiers über
verschiedene Einwohner der Stadt zerrissen und
verbrannten. Porträts der geschichtlichen und
gegenwärtigen Sowjetführung wurden zerstört,
Türen und Fenster eingeschlagen. Bei diesen
Vorgängen soll ein KGB-Beamter getötet worden

sein.

Andere Gruppen von Demonstranten griffen
Amtsräume der lokalen Verwaltung, der Polizei-
und Militärbehörden an, wobei sie Feuer anlegten

und erhebliche Verwüstungen verursachten.

Insgesamt wurden neun Gebäude beschädigt,
darunter die Zentrale der Jugendorganisation
Komsomol. Mehrere Funktionäre und ein
Demonstrant sollen in den Flammen umgekommen
sein.

Zur Niederschlagung der Unruhen wurden
KGB-Truppen herbeordert, die Feuerbefehl
erhielten, wenn die Demonstranten zum Sturm
auf amtliche Objekte ansetzten. Dabei habe es
zehn Tote und einige hundert Verletzte gegeben.

Nachdem die Kräfte des Sicherheitsdienstes
Herr der Lage geworden waren, nahmen sie

zahlreiche Verhaftungen vor.

Trotz dieser Erfahrung kam es im September in
Dnjeprodscherschinsk zu einem Streik, der
wiederum in Strassendemonstrationen mündete.
Eine Menschenmenge sammelte sich vor dem
Haus des regionalen Parteikomitees an und
protestierte gegen die steigenden Lebenskosten.
Andere Slogans hätten vermehrte nationale
Freiheiten für die Ukraine gefordert. Auch in
diesem Falle hätten Militär- und Polizeieinheiten,

die man zum Schutz der Amtsgebäude
einsetzte, Schüsse auf die Menge abgegeben,
doch sei bis anhin über die Zahl der allfälligen
Opfer nichts bekannt geworden. B

Das süsse Leben in Georgien
Aus «Vjesnik», Zagreb

Die Moskauer Unzufriedenheit mit diversen Entwicklungen an der sowjetischen
Peripherie fällt zurzeit scharf gebündelt auf Georgien. Dass es dafür regelrecht «explosive»
Hintergründe gibt, zeigen wir in dieser Nummer auf (siehe Seite 8). Das will aber nicht
heissen, dass die «Vordergründe» einer ausgesprochen georgischen Variante des sowjetischen

Lebensstils keine Rolle spielen. Die georgische Toleranz für halblegales bis ganz
delinquentes «Privatunternehmertum» ist schon lange ein Aergernis, dem man min zu
Leihe rücken will. Worum es in diesem Zusammenhang etwa geht, wollen wir anhand
einer jugoslawischen Berichterstattung darlegen. Sie bezieht sieh auf die Zustände bis
zum Frühsommer, und in der Zwischenzeit sind schon allerhand Konsequenzen gezogen
worden.

und illegale Waffenwerkstäüen
Im Juli dieses Jahres wurde in verschiedenen
Sowjetrepubliken eine öffentliche Kampagne
gegen den illegalen Besitz von Handfeuerwaffen
geführt, was allein schon vielsagend ist. Aber
die Zustände, denen man sich in dieser Beziehung

in Georgien gegenübersah, müssen geradezu
einzigartig gewesen sein.

Die partei- und regierungsamtliche Zeitung
«Sarja Wostoka» (Tiflis) sprach von der
Entdeckung mehrerer «Untergrund-Werkstätten» in
der Gegend von Suchumi, wo illegal Handfeuerwaffen

hergestellt wurden, darunter sogar als
Füllfederhalter getarnte Kleinstpistolen. Die
benötigten Einrichtungen waren aus staatlichen
Betrieben gestohlen worden.
Offiziell wurde in diesem Zusammenhang nur
die Gefahr eines unpolitischen Gangstertums
geschildert. Man schrieb von «bewaffneten
Hooligans», welche «Leben und Gesundheit
unserer Bürger bedrohen», und berichtete von
der «gerechten Bestrafung», dreier Gangsterbosse».

Es ist aber hier daran zu erinnern, dass
die sowjetische Presse auch nach den nationalistischen

Unruhen dieses Frühlings im Baltikum
vorzugsweise von «Rowdies» sprach, um die
politische Motivierung aufrührerischer Elemente
nicht sichtbar werden zu lassen. Und da die
Sowjetführung das ganze Jahr über bezüglich
Georgien ausdrücklich auch von «nationalistischen

Umtrieben» und dergleichen sprach,
wenn auch ohne irgendwelchen deklarierten
Bezug auf Gewalttätigkeiten, besteht noch weniger

Anlass, den Komplex nur in der Reduktion
auf seine wahrscheinlich auch vorhandenen
Aspekte von gewöhnlicher Kriminalität und dem
zuviel zitierten «Hooliganismus» einzuordnen.

Wenn der gutgekleidete Tifliser Bürger, der in
seinem eigenen «Wolga» vor der Zentralbank
Georgiens vorfuhr, kein Los bei sich gehabt
hätte, wäre der Skandal nicht geplatzt. Das Los
war nämlich gefälscht. Der angesehene Genosse
geriet unter Verdacht, die Polizei wurde informiert

Und bald war alles bekannt. Der
Mann, der aus dem Wolga stieg, war der
Oberingenieur der Tifliser Kunstfaserfabrik.
Aufgrund eines gefälschten Loses wollte er den
Hauptgewinn, einen neuen Wolga-Wagen,
gewinnen. Der Angestellte der Bank hatte jedoch
schon einige Erfahrungen gemacht und deckte
den Betrug sofort auf. Damit nahm die
Untersuchung einer merkwürdigen Geschichte ihren
Anfang.
Der Zusammenhang mit dem gefälschten Los
warf Licht auf eine Serie von verdächtigen
Umtrieben in der Kunstfaserfabrik des beinahe
eine Million Einwohner zählenden Tiflis. Der

Oberingenieur der Fabrik und seine Arbeitskollegen

(unter ihnen auch der Betriebsdirektor)
hatten unter dem Deckmantel der Fabrik
selbständig Privatbetriebe eröffnet. Das Unternehmen

ist erstrangig gelungen.

Versuchsbetrieb in einem Kaukasus-Dorf
Die Idee war einfach. Die Kunstfaser- und
Stoffabrik arbeitete streng nach Plan (wie jedes
sowjetische Unternehmen). Infolge der
Unregelmässigkeit der Rohstoffversorgung und anderer
Schwierigkeiten stand aber beinahe die Hälfte
der Maschinen und Einrichtungen still, und
auch die Erzeugnisse der übrigen Einrichtungen
hatten keinen grossen Absatz. Der Oberingenieur,

Matschaberidse, dachte sich in diesem
Moment, wie man das Sortiment ausdehnen und
die Produktionskapazitäten auslasten könnte.
Für diesen Pian gewann er nach und nach eine
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Soeben ist bei uns das neue Buch erschienen:

H. CHRISTOF GÜN2L

NEUE POLITIK
AUS NEUEM DENKEN
Schritte der Annäherung an eine neue politische Philosophie
mit einem Geleit von Leo Gabriel
159 Seiten, snoline, öS 107,-

Dieses Werk enthält eine Sammlung von zwanzig Aufsätzen Günzls
aus den vergangenen zwölf Jahren, in denen der Autor versucht, die
Grenzgebiete zwischen Philosophie und Politik auszuleuchten, wobei
er eine philosophische Denkweise anwendet, die als Integrales Denken

bezeichnet worden ist. Die Arbeiten stehen im Zusammenhang
mit den jeweils akut gewesenen politischen Problemen. Retrospektiv
betrachtet, scheinen sie nun zu beweisen, dass das Integrale Denken
nicht nur politische Zusammenhänge und Schwerpunkte klarer sichtbar,

sondern auch Entwicklungstendenzen frühzeitig erkennbar macht
und dadurch Prognosen ermöglicht.
In dem von Univ.-Prof. DDr. Leo Gabriel, Vorstand des Philosophischen
Instituts der Universität Wien und Präsident der Weltvereinigung der
Philosophischen Gesellschaften, verfassten Geleitwort wird es als
besonderes Verdienst Günzls hervorgehoben, dass er sich den Impuls
des neuen Denkens intensiv zu eigen gemacht und in allen Bereichen
der geistigen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Problematik der
gegenwärtigen Situation, insbesondere im eigenen Land, zur Darstellung

gebracht hat. Durch Günzl werde eine Verwirklichung der Einheit
von Philosophie und Politik vollzogen.

Sozialpolitische Zeiischriïien-Verlagsgesellschafî
M. Tröstler & Co
A - 4021 Linz, Christian-Coulin-Strasse 13, Postfach 324, Tel. (07222) 54550

Gruppe seiner Mitarbeiter, darunter Tschejsvili,
den Direktor der Fabrik, und noch einige
weitere Betriebsleiter. In der Produktion wurde
eine «maximale Rationalisierung» eingeleitet,
und dadurch vermochte man eine beträchtliche
Menge Rohstoffe zu sparen.
Mit dem ersparten «Rest» begann dann diese
Gruppe die Produktion von modischen
Touristentaschen, modischen Frauengürteln und
Kindermänteln. Die neuen Produkte erwiesen sich
als sehr gesucht, und zwar nicht nur in Georgien,

sondern auch entlang dem Schwarzen
Meer. Die Touristen dort waren bereit, für diese
Erzeugnisse jeden Preis zu bezahlen. Aber auch
in der Ukraine und sogar in einigen nördlichen
Gebieten der Sowjetunion konnte sie ihre Waren
mit hohen Preisen absetzen.

Der Nationalökonom wider Willen

Die Idee bewährte sich, und der Betrieb erwies
sich bald als zu klein. Die mit Unternehmungsgeist

versehenen Georgier errichteten dann unter

dem Namen der Fabrik zwei neue
Betriebseinheiten. Die erste wurde als «Versuchs-Be-
triebseinheit» in Betrieb genommen, die zweite
jedoch wurde in einem kleinen, abseits gelegenen
georgischen Dorf aufgebaut.

Die neuen Betriebseinheiten wurden unter der
Leitung eines gewissen Lazisvili gestellt, von
dem man erst jetzt erfuhr, dass er seine Studien
als Nationalökonom nicht beendet hatte. Trotzdem

wurde er aber zur Schlüsselfigur der
neuerrichteten Privatbetriebe. In der «Versuchs-Be-
triebseinheit» wurde sein Freund Tschikadse
der Leiter; von ihm hat man jetzt, im Zuge der
eingeleiteten Untersuchungen, festgestellt, dass

er lediglich zwei Semester an der Hochschule
für Körperertüchtigung beendet hatte.
Trotzdem blühte aber das Geschäft mehrere
Jahre hindurch. In diesen «zusätzlichen
Betriebseinheiten» hat jedermann gut verdient. Der
Oberingenieur hatte beispielsweise ausserhalb
des schon erwähnten schwarzen Wolga nöch ein
zweites Auto, das aber auf den Namen seiner
Freundin eingetragen war.
Ausserdem besass der Oberingenieur eine
Luxusvilla mit entsprechender «Nebenwirtschaft»
und ein Sparbüchlein mit 100 000 Rubel Einlagen.

Lazisvili, der Nationalökonom wider Willen,

besass zwei Luxusvillen: eine an den Hängen

des Kaukasus, nicht weit von Tiflis und
eine zweite am Schwarzen Meer. Er hat beide
prachtvoll eingerichtet, mit den teuersten
Möbelstücken, Statuen und anderen Kunstgegenständen.

Die Untersuchung stellte fest, dass diese Gruppe
durch die erwähnten Betriebe dem Staat eine

Summe von etwa 1,7 Millionen Rubel Schaden
zufügte.

Die besten Fahndungsspezialisten der Georgischen

Republik und die besten Moskauer
Kriminalisten können aber diese besondere Art der
privatunternehmerischen Tätigkeit nicht begreifen.

Angeblich wird es sie noch manche
Anstrengung kosten, bis sie alle Fäden dieses
Unternehmens entwirrt haben. Es ist anzunehmen,

dass Moskau nicht nur wegen dieser
Angelegenheit, sondern auch wegen vieler ähnlicher

Erscheinungen eine ernste Warnung an die
Tifliser Führer richtete. Alle Sowjetzeitungen
haben den Beschluss des ZK der KPdSU über
die organisatorische und politische Tätigkeit des

Tifliser Stadtkomitees der KPdSU veröffentlicht.

Dieser Beschluss und die Warnung weisen
auch auf weitere Missstände in anderen Gegenden

dieser «sonnigen Republik» hin. Unter
anderem stellt der Parteibeschluss fest, dass die
Partei nicht einmal die für die ganze Republik
wichtigen Tätigkeitsbereiche sorgfältig
überwacht. Sie untersucht nicht einmal die Erfüllung

der Produktionspläne. Die Textil- und
Schuhfabriken sowie die Betriebe für die Erzeugung

von Elektrizitätseinrichtungen produzieren
weniger als man von ihnen mit Recht erwartet.
Trotzdem werden aber die leitenden Funktionäre

von niemandem zur Verantwortung gezogen.

Auch die ideologisch-politische Arbeit wurde
vernachlässigt, und grosse Mängel deckte man
auch auf dem Gebiet der Propaganda für die
Massen auf. Die ideologische Erziehung unter
den Volksmassen ist ungenügend. Dennoch treten

die Parteiorganisationen nicht so energisch
auf, wie es anderswo üblich ist, obwohl Staatseigentum

veruntreut wird. Die Parteiorganisationen
kämpfen nicht zufriedenstellend gegen

Spekulation, Korruption und Parasitentum. Diese
Passivität hat auch «privatunternehmerische
Tätigkeit» möglich gemacht und schaffte die
Gelegenheit, dass verantwortliche Männer sich
ungestört bereichern konnten.

Leonid Breschnew erwähnte auch in seinem
Referat auf dem Kongress der sowjetischen
Gewerkschaften, dass die Arbeitsdisziplin restlos

zu festigen sei. Wie er sagte, wird ein
höherer Lebensstandard niemandem ohne
entsprechende Arbeit zufallen. Im Gegenteil: für
höhere Einnahmen muss man mehr arbeiten.
Gegen diejenigen, die versuchen, sich ohne
Arbeit zu bereichern, müsse man schonungslos
vorgehen.

Und trotzdem gilt die Wahrheit: im Vergleich
mit zahlreichen Einwohnern der nördlichen
Gebiete der Sowjetunion leben die Staatsbürger in
den südlichen Gegenden im Ueberfluss. Zweifellos

spielen hier auch die durch die Natur
gegebenen Bedingungen mit; vor allem sind es

aber ihre oft erwähnte Gewandtheit und ihre
geschäftliche Tüchtigkeit, die hier eine Rolle
spielen.

Es sind vor allem diese Gegebenheiten und
Eigenarten, welche Georgien von den übrigen
Republiken der Sowjetunion unterscheiden. Die
Menschen kaufen sich Privatwagen, der Preis,
interessiert sie nicht. Sie lassen sich Sommerhäuser

und Garagen bauen. In dieser Republik
können sich sogar jene Leute einen solchen
Luxus leisten, die offiziell lediglich 100 Rubel
im Monat verdienen. S
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